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Die heiklen Ergebnisse des 
großen Fahrstuhl-Reports
Drei von vier Aufzügen weisen laut TÜV Mängel auf.
Das größte Problem ist die Cybersicherheit

Wer in Deutschland einen Auf-
zug betritt, vertraut darauf, 
dass die Kabine sicher nach 

oben fährt, die Türen korrekt schließen 
und die Notruftaste funktioniert. Doch 
der jetzt vorgestellte Anlagensicherheits-
report 2026 des TÜV-Verbands legt offen, 
wie oft dieses Vertrauen auf tönernen Fü-
ßen steht: Im Jahr 2025 waren gut drei 
von vier Aufzugsanlagen in Deutschland 
– exakt 76,3 Prozent – mängelbehaftet. 
Ein historischer Höchststand.

THOMAS HEUZEROTH

Die Zahlen sind alarmierend. Von den 
insgesamt 723.270 geprüften Aufzugs-
anlagen wiesen 10,8 Prozent sogenannte 
erhebliche Mängel auf – Defekte also, die 
spätestens nach drei Monaten behoben 
sein müssen. Bei weiteren 0,8 Prozent, 
das entspricht rund 5800 Anlagen, stell-
ten die Sachverständigen der zugelasse-
nen Überwachungsstellen (ZÜS) sogar 
gefährliche Mängel fest. Rund 3000 die-
ser Aufzüge mussten umgehend stillge-
legt werden, weil Gefahr für Leib und Le-
ben bestand und die Mängel nicht sofort 
beseitigt werden konnten. Der Anlagensi-
cherheitsreport basiert auf rund 1,1 Mil-
lionen Prüfungen durch die zugelassenen 
Überwachungsstellen, darunter DEKRA 
und TÜV. 

Der mit Abstand größte Treiber hinter 
den schlechten Zahlen ist ein vergleichs-
weise neues Phänomen: Cybersicher-
heitsmängel. Weitere 64,7 Prozent der 
geprüften Aufzüge wurden mit geringfü-
gigen Mängeln beanstandet – ein Anstieg 
von 4,2 Prozentpunkten gegenüber dem 
Vorjahr und sogar 21,6 Punkte mehr als 
noch 2023. Dahinter steckt vor allem das 
Versäumnis vieler Betreiber, inzwischen 
vorgeschriebene Cybersicherheitsmaß-
nahmen umzusetzen und entsprechend 
zu dokumentieren. Fehlt der Nachweis 
bei der Prüfung, gilt das als geringfügiger 
Mangel. Modern vernetzte Aufzüge sind 
längst keine rein mechanischen Systeme 
mehr. Steuerungen laufen per Software, 
Diagnosen werden digital übermittelt, 
Wartungsfirmen greifen aus der Ferne 
auf Anlagen zu. Genau diese Vernetzung 
schafft Angriffsflächen. „Die Gefahr von 
Cyberangriffen auf vernetzte Anlagen der 
Gebäudetechnik ist sehr real“, sagte Joa-
chim Bühler, Geschäftsführer des TÜV-
Verbands.  „Hersteller und vor allem Be-
treiber sollten die Cybersicherheit ernst 
nehmen und ihren Pflichten nachkom-
men. Damit leisten sie einen Beitrag zur 
Resilienz der technischen Infrastruktur 
in Deutschland.“

Ein Szenario, das Experten zuneh-
mend beschäftigt, ist ein koordinierter 
Cyberangriff, der theoretisch hunderte 
Aufzüge gleichzeitig außer Betrieb set-
zen könnte – mit dramatischen Folgen 
in Krankenhäusern, Pflegeheimen oder 
Hochhäusern, wo Menschen auf diese 
Infrastruktur zwingend angewiesen sind. 
Dass Aufzugsmängel keine abstrakte 
Statistik sind, zeigt ein Blick auf die Un-
fallberichte des vergangenen Jahres. Im 
März 2025 geriet eine 82-jährige Frau im 
Münchner Stadtteil Moosach in Lebens-
gefahr, als ein Aufzug mit teilgeöffneter 
Tür anfuhr und sich ihre Füße im Spalt 
zwischen Fahrkorb und Schacht verfin-
gen. Nur dank des Einsatzes der Feuer-
wehr konnte sie befreit werden. Im Au-
gust steckte eine Hochschwangere kurz 
vor der Entbindung in einem Aufzug 
eines Krankenhauses in Herdecke fest – 
der Fahrkorb blieb zwischen zwei Etagen 
stehen.

Laut Deutscher Gesetzlicher Unfall-
versicherung (DGUV) bewegte sich die
Zahl gemeldeter Unfälle in Personen- 
und Lastenaufzügen in den Jahren 2020 
bis 2024 zwischen 623 und 766 – mit ein 
bis zwei Todesfällen pro Jahr. Und die-
se Zahlen erfassen nur einen Bruchteil

des tatsächlichen Geschehens: Kleinere
Unfälle in Büros und Betrieben werden 
häufig nicht gemeldet, der gesamte Be-
reich privater Nutzer in Wohnhäusern 
und öffentlichen Gebäuden bleibt in 
der DGUV-Statistik ohnehin außen vor. 
„Aufzugsanlagen sind Teil der Sicher-
heitsarchitektur von Wohn- und Ge-
schäftsgebäuden. Sie müssen sowohl im 
Alltag als auch in kritischen Situationen 
einwandfrei funktionieren“, sagte Büh-
ler. „Immer wieder kommt es zu schwe-
ren Unfällen. Deren Zahl kann mit dem 
bewährten Zusammenspiel von regel-
mäßiger Wartung durch den Betreiber, 
unabhängiger Prüfung und behördlicher 
Überwachung auf einem Minimum ge-
halten werden.“

Besonders brisant ist der Befund der 
Aufzugsmängel angesichts einer aktuel-
len politischen Debatte: Im Rahmen der 
allgemeinen Bürokratieabbaudiskussion 
gibt es Überlegungen, die jährliche Zwi-
schenprüfung bei Aufzügen abzuschaf-
fen. Die Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen hatte Ende 2025 einen Gesetz-
entwurf in den Bundesrat eingebracht, 
der die verpflichtende Zwischenprüfung 
für Aufzüge streichen und nur noch die 
zweijährige Hauptprüfung vorsehen soll. 
Die geschätzte Einsparung soll bei etwa 
100 Millionen Euro pro Jahr liegen. 

TÜV und Dekra sprechen sich dage-
gen aus – und sehen im Anlagensicher-
heitsreport ein gewichtiges Argument 
an ihrer Seite: Bei den 348.557 durchge-
führten Zwischenprüfungen wurden im
vergangenen Jahr 7,2 Prozent der Auf-
züge – in absoluten Zahlen rund 25.000
Anlagen – mit erheblichen oder gefähr-
lichen Mängeln beanstandet. Weitere 
54,3 Prozent hatten geringfügige Män-
gel. Mehr als jeder zweite geprüfte Auf-
zug hatte also bei der Zwischenprüfung
irgendeinen Defekt. „Die Daten zeigen
eindrucksvoll die große Bedeutung der 
Zwischenprüfung“, sagte Bühler vom
TÜV-Verband. „Die Wartung der Anla-
gen reicht nicht aus, um im laufenden 
Betrieb alle Sicherheitslücken aufzude-
cken.“ Wartung und Prüfung verfolgen 
schlicht unterschiedliche Ziele: Wäh-
rend Wartung darauf abzielt, Anlagen
betriebsbereit zu halten, soll die unab-
hängige Prüfung systematisch Sicher-
heitsdefizite aufspüren – auch und ge-
rade solche, die dem Betreiber und der 
Wartungsfirma entgehen oder unwill-
kürlich übergangen werden.

Die rasante Digitalisierung der Auf-
zugstechnik macht die Arbeit der Sach-
verständigen schwieriger. Was früher
eine rein mechanische Fangbremse 
war, wird heute elektronisch ausgelöst 
– damit muss nicht mehr nur das Bau-
teil selbst, sondern auch die zugehöri-
ge Software, ihre Parametrierung und
Programmierung geprüft werden. Hin-
zu kommen neue Normen: Im Frühjahr
2026 will die EU die internationalen 
Normen ISO 8100-1 und ISO 8100-2 ver-
öffentlichen, die bisherige europäische
Standards ablösen und erstmals auch 
grundlegende Cybersicherheitsanforde-
rungen für Aufzüge weltweit verbindlich
festschreiben.

Auch abseits der Aufzüge zeichnet 
der Report ein besorgniserregendes 
Bild. Bei Tankstellen – Hochrisikoan-
lagen im öffentlichen Raum, an denen 
täglich Millionen Menschen mit brenn-
baren Flüssigkeiten hantieren – haben 
die Sachverständigen im vergangenen 
Jahr bei fast jeder fünften Anlage erheb-
liche Mängel festgestellt. Weitere 36,7 
Prozent der insgesamt 5324 geprüften 
Tankstellen wiesen geringfügige Mängel 
auf. Nur 44,5 Prozent waren vollständig 
mängelfrei. Typische Befunde: verschlis-
sene Zapfschläuche, Risse in versiegelten 
Bodenflächen, defekte Elektroleitungen, 
Mängel an Schutz- und Überwachungs-
einrichtungen. 

E
urobonds sind zurück in der 
Debatte – diesmal nicht als Ret-
tungsschirm für überschuldete 
Südstaaten, sondern als Finan-
zierungsinstrument unter ande-

rem für Europas Verteidigung. Frankreich 
ist dafür, die EZB und sogar Bundesbank-
Präsident Nagel (SPD). Schon die Corona-
Krise diente als willkommener Anlass, mit 
dem Next Generation EU Schulden auf 
europäischer Ebene zu etablieren, die von 
vielen vorhergesagten Konstruktionsmän-
gel bestätigten sich im Nachhinein in einer 
massiven Fehlallokation der Mittel. Nun 
stellen sich erneut Fragen zur Haftung 
und zur möglichen Aufgabe ordnungspoli-
tischer Grundsätze. WELT fragte bei Dirk 
Meyer, Ökonom an der Helmut-Schmidt-
Universität in Hamburg, nach. 

MICHAEL HÖFLING

WELT: Herr Prof. Meyer, Eurobonds 
werden aktuell nicht mehr als Krisen-
hilfe für den überschuldeten Süden, 
sondern als Sicherheitsanleihen für die 
Verteidigung Europas und andere Zwe-
cke verkauft. Rechtfertigt es eine mög-
liche Bedrohung durch Russland, eine 
Transferunion voranzutreiben?
DIRK MEYER: Eurobonds sind ein Wie-
selwort. Ich bevorzuge den Begriff EU-
Schulden. Die Regeln sind eigentlich klar: 
Europäische Verteidigung stellt eine sup-
ranationale Kernaufgabe dar, die grund-
sätzlich mit ordentlichen EU-Eigenmit-
teln, sprich Beiträgen der Mitgliedstaa-
ten, zu bewerkstelligen ist. Lediglich un-
abwendbare Notlagen – ein anstehender 
Verteidigungsfall – ließen eine Schulden-
aufnahme kurzfristig zu. Auf nationaler 
Ebene sind die Verteidigungsanstren-
gungen ja bereits massiv angestiegen, 
getrieben durch die Nato-Vorgaben und 
in Deutschland ermöglicht durch die Re-
form der Schuldenbremse. Das Problem 
ist, dass Frankreich, Italien und Spanien 
entweder nicht fähig oder wenig willens 
sind, eine entsprechende Aufrüstung aus 
eigener Kraft zu stemmen. 

WELT: Diese Länder haben deshalb 
auch bereits das Darlehensinstrument 
SAFE genutzt …
MEYER: … genau, das ist ein 150 Milliar-
den Euro schwerer finanzpolitischer Me-
chanismus der EU, der die Mitgliedstaa-
ten bei der gemeinsamen Beschaffung 
militärischen Materials unterstützt. Da-
bei handelt es sich um sogenannte Back-
to-Back-Kredite: Die EU nimmt Schulden 
auf und leitet sie zu EU-Konditionen an 
die Mitgliedstaaten weiter. Deutschland 
und die Niederlande haben dieses Instru-
ment nicht in Anspruch genommen – aber 
hochverschuldete Länder schon, die ohne 
EU-Rückhalt deutlich höhere Zinsen zah-
len müssten. Das ist eine Konstruktion, 
bei der die Vermögensposition der EU-
Kommission neutral bleibt, solange kein 
Zahler ausfällt.

WELT: Wie unterscheidet sich diese 
Konstruktion strukturell vom Coro-
na-Fonds Next Generation EU, der ja 
während der Pandemie ein Vorstoß für 
eine Schuldenvergemeinschaftung war 
– und wer haftet am Ende wirklich?
MEYER: Das ist ein wichtiger Punkt,
der oft missverstanden wird. Die weit-
verbreitete Vorstellung, Eurobonds be-
deuteten die gesamtschuldnerische Haf-
tung der Nationalstaaten, ist juristisch
schlicht falsch. Der Anleihevertrag wird
zwischen der EU-Kommission und den
Anleihegläubigern direkt geschlossen.
Die Nationalstaaten stehen in diesem
Vertrag gar nicht drin. Mittelbar garan-
tieren sie allenfalls mit den Eigenmitteln, 
die sie der EU zuführen – also mit dem

jährlichen Beitrag, der im Eigenmittel-
beschluss vom Rat einstimmig festgelegt 
wurde und dem alle nationalen Parla-
mente zugestimmt haben. Deutschland 
trägt dabei einen Anteil von rund 22 Pro-
zent. Bei Next Generation EU sind aktu-
ell 667 Milliarden Euro an EU-Schulden 
aufgenommen worden, davon 360 Mil-
liarden als nicht rückzahlbare Zuschüsse 
an die Nationalstaaten. Diese Zuschüsse 
sind EU-Schulden, die in der EU-Bilanz 
verbleiben – und die EU muss sie irgend-
wann über Eigenmittel zurückzahlen, al-
so über die Beiträge der Mitgliedstaaten.

WELT: Ist das dann quasi ein Parallel-
haushalt, der den Nationalstaaten neue 
Spielräume verschafft und den Zwang 
zur Haushaltsdisziplin abschwächt?
MEYER: Ja, man kann das so sagen. Die 
als Zuschuss verwendeten EU-Schulden 
werden nicht auf die nationale Schulden-
quote angerechnet. Das ist erstens völlig 
intransparent, zweitens widerspricht es 
dem erklärten Ziel, die EU-Fiskalregeln 

einzuhalten, und drittens führt es zu ei-
ner zeitlichen Verschiebung: Diese Schul-
den müssen irgendwann über Eigenmit-
tel der Nationalstaaten zurückgeführt 
werden. EU-Kredite substituieren quasi 
nationale Kredite – nur eben unter dem 
Radar der öffentlichen Debatte.

WELT: Frankreichs Präsident Macron, 
die EZB und sogar Joachim Nagel, Prä-
sident der Bundesbank, die traditionell 
ordnungspolitisch immer stabil war, 
werben derzeit für gemeinsame euro-
päische Anleihen. Welche Interessen 
stehen dahinter?
MEYER: Zum einen hat die EU-Kommis-
sion ein klares Eigeninteresse: Mit mehr 
gemeinsamen Schulden wächst ihr Haus-
haltsvolumen und die Abhängigkeit der 
Nationalstaaten von Brüssel steigt. Zum 
anderen haben die nationalen Regierun-
gen der hochverschuldeten Länder offen-
sichtlich ein Interesse daran, finanzielle 
Belastungen in die EU-Haushalte auszu-
lagern. Das ist im Grunde eine politisch 
bequeme Lösung: Man vermeidet unpo-
puläre Einschnitte zu Hause und schiebt 
die eigentliche Rechnung in die Zukunft 
– und in die Gemeinschaft.

WELT: Prof. Heinemann vom ZEW 
unterscheidet zwischen „guter“ und 

„schlechter“ gemeinsamer EU-Ver-
schuldung – gut begründbar sind dem-
nach gemeinsam zu tragende Krisen 
wie der Krieg in der Ukraine, schlecht 
begründbar Schulden, die lediglich den 
verschuldeten Südstaaten neue Haus-
haltsspielräume durch Zuschüsse eröff-
nen. Teilen Sie diese Unterscheidung?
MEYER: Für mich gibt es keine guten oder 
schlechten EU-Schulden – es kommt al-
lein auf die Verwendung an. Das haben wir 
bei Next Generation EU gesehen: Italiens 
110-Prozent-Förderung für Gebäudesa-
nierungen, der „Super-Bonus 110“, war
ein Paradebeispiel für Mittelvergeudung.
Der Europäische Rechnungshof hat der
Kommission bereits deutlich zu verstehen 
gegeben, dass das Programm mangelhaft
kontrolliert wurde. Die EU lernt daraus
offenbar wenig: Im von der Kommission
vorgeschlagenen neuen mehrjährigen Fi-
nanzplan für 2028 bis 2034 sind von knapp 
zwei Billionen Euro rund 770 Milliarden
für nationale Partnerschaftsfazilitäten –
also ARP-Programme in neuem Gewand

– vorgesehen. Umgekehrt sprechen Drag-
his europäische Güter, also gemeinsame
Grundlagenforschung und grenzüber-
schreitender Klimaschutz, eigentlich für
eine supranationale Finanzierung – durch
ordentliche Eigenmittel oder Kredit.

WELT: Drohen auch bei einer Rüstungs-
finanzierung ähnliche Ineffizienzen in 
der Mittelverwendung?
MEYER: Das Risiko ist jedenfalls real. 
Wenn EU-Rüstungskredite einfach an 
Nationalstaaten weitergereicht werden, 
sinkt der Anreiz zur effizienten Verwen-
dung – fremdes Geld gibt man leichter 
aus. Dabei liegt die eigentliche Ineffizi-
enz schon heute auf der Hand: Was pas-
siert gerade mit den massiven deutschen 
Verteidigungsausgaben? Man kauft F-
35-Kampfjets in großem Stil, ohne zu be-
rücksichtigen, dass die Abhängigkeit von
den USA bei diesem Jet mittelfristig ein
Problem werden könnte. Man investiert
in Großgerät, obwohl Drohnentechno-
logie und KI die Kriegsführung in hohem
Tempo grundlegend verändern – und die
Produktionszyklen für Fregatten oder
Kampfflugzeuge sechs bis sieben Jahre
dauern. Das wird einfach binnen weniger
als einer Stunde durch den Haushaltsaus-
schuss durchgeboxt. Sinnvoller wäre ein
EU-Beschaffungsamt, das die gemeinsa-

me Beschaffung koordiniert, Kompatibili-
täten herstellt und damit auch Einkaufs-
macht generiert – die aber nationalstaat-
lich kontrolliert bleibt.

WELT: Damit spielen Sie auf den Vor-
schlag von Prof. Hans-Werner Sinn an, 
der in seinem neuen Buch vorschlägt, 
eine Verteidigungsunion über einen 
eigenen Haushalt zu finanzieren, der 
ausschließlich für militärische Aufrüs-
tung und Grenzschutz verwendet wer-
den darf, sodass eine Transferunion 
durch die Hintertür vermieden wird.
MEYER: Ja, das halte ich für einen inte-
ressanten Vorschlag. Wir machen eine 
Verteidigungsunion jenseits der EU mit 
interessierten Staaten. Dann haben wir 
nicht das Problem, dass Ungarn oder an-
dere Staaten wichtige Entwicklungen mit 
einem Veto aufhalten. Und in dieser Ver-
teidigungsunion können sich dann inter-
essierte Staaten zusammenschließen. Mit 
einer Kernunion zum Beispiel aus Frank-
reich, Deutschland, Italien. Und wenn das 
gut funktioniert, lässt es sich vielleicht 
auch auf andere Felder ausweiten.

WELT: Von der Vision zurück zur Reali-
tät: Wenn die deutsche Bonität für die 
Zwecke Europas eingespannt und da-
mit verwässert wird, was bedeutet das 
langfristig?
MEYER: Dass nur die Staaten das SAFE-
Programm in Anspruch nehmen, die 
sonst höhere Zinsen zahlen müssten, 
sagt eigentlich alles. Im Umkehrschluss 
bedeutet das: Für Deutschland werden 
die Haushaltsbelastungen durch diese 
EU-Kredite langfristig steigen – weil die 
wachsende EU-Schuldensumme die Zin-
sen für EU-Papiere insgesamt erhöht und 
auch Auswirkungen auf die Zinsen deut-
scher Staatsanleihen haben dürfte. Das 
ist keine Katastrophe, aber es ist eben 
auch kein Nullsummenspiel. Man könnte 
allerdings – und das ist ein interessanter 
Gedanke – auch argumentieren, dass eine 
ausreichende Masse an EU-Anleihen den 
Euro attraktiver macht. Banken und Ver-
sicherungen brauchen sichere Papiere, 
sogenannte Safe Assets. Wenn sie EU-An-
leihen statt US-Staatsanleihen kaufen, 
stärkt das den Euro als internationale 
Währung und senkt strukturell die Zin-
sen. Das wird an einigen Stellen durchaus 
ernsthaft diskutiert.

WELT: Das Bundesverfassungsgericht 
hatte speziell mit Blick auf den Corona-
Wiederaufbaufonds Next Generation 
EU nur deshalb keine Bedenken geäu-
ßert, weil Regierung und Bundestag es 
als einmaliges Instrument in einer prä-
zedenzlosen Krise dargestellt hatten. 
Drohen jetzt neue Klagen?
MEYER: Nun, diese Einmaligkeit ist of-
fenkundig nicht mehr gegeben, einmal 
SAFE mit 150 Milliarden und dann die 
Ukraine-Fazilität mit 50 Milliarden Euro. 
Dazu kommt ein strukturelles Problem 
beim aktuellen Ukraine-Kredit über 90 
Milliarden – der aktuell allerdings durch 
Ungarn wieder blockiert wird: Er soll al-
lein durch eine Änderung des mehrjähri-
gen EU-Finanzplans finanziert werden. 
Das bedeutet: Der Bundestag muss nicht 
befragt werden – hat aber die zukünftigen 
Lasten mitzutragen.
Der mehrjährige Finanzplan ist nach 
Artikel 312 des EU-Vertrags einstimmig 
vom Rat zu beschließen, ohne Geneh-
migung der nationalen Parlamente. Der 
Eigenmittelbeschluss hingegen, der die 
Einnahmeseite regelt und eine parlamen-
tarische Ratifizierung erfordert, bleibt 
unverändert. Das ist eine Unwucht: Der 
Bundestag soll später Mittel bereitstel-
len, durfte aber nicht zustimmen. Ich hal-
te es für nicht unwahrscheinlich, dass das 
zu Klagen führt.
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64,7 Geringfügige Mängel

Anteil der Aufzüge mit Mängeln bei Haupt - und Zwischenprüfungen*
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*2025, vor Abschluss der Prüfung, 723.270 geprüfte Aufzugsanlagen
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Erneut sind Eurobonds in der Diskussion – 
dieses Mal für die Verteidigung. Ökonom 

Dirk Meyer hat da ordnungspolitische Bedenken 
und erinnert an Italiens „Superbonus 110“

„Fremdes 
Geld gibt man 
leichter aus“
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